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Sorge...

... für Kinder während des 
Studiums ist eine 
Herausforderung.
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Stolz
Stolz. Subjektiv. Kriegt man doch in 
jungen Jahren ach so oft zu hören, 
wie dankbar man eigentlich sein 
kann und wie schlimm es eigentlich 
mal war. Sei stolz auf deine Großvä‐
ter, sie haben Großes geleistet. 
Großartig. Sei stolz auf dein Vater‐
land, dem du so vieles verdankst. 
Versteh ich nicht genau. Worauf ge‐
nau bin ich jetzt stolz? Darauf, dass 
wir menschlich betrachtet in den 
letzten 75 Jahren wenigstens ein 
paar Schritte nach vorne machen 
konnten? Auf unseren wirtschaftli‐
chen Wohlstand? Darauf, dass 
Deutschland mal nicht aus der Vor‐
runde geflogen ist? Ihr werdet doch 
wohl nicht zurück in einen deut‐
schen Idealismus verfallen. Wenn 
ihr es mit Philosophen halten wollt, 
dann Platon. Wir sind gerade erst 
aus der Höhle gekrochen. Jetzt sind 
einige vom Tageslicht geblendet, 
wollen gar zurück. Sorry, aber wir 
fangen gerade erst an, die Freiheit 
zu erkennen, da legen wir sie doch 
nicht gleich wieder ab. Stolz kann 
sein, wer für sich selbst einsteht, 
nicht für Tote. Deine Vorväter wür‐
den sich schämen. Genug auf wel‐
ken Lorbeeren ausgeruht. Zeit 
etwas zu schaffen, auf das man stolz 
sein kann. 

mm

Wer hört der Jugend zu?
Junge Stimmen werden in der Politik oft vernachlässigt

Dieses Jahr durften in Deutschland erstmals 16- und 17-Jährige in der Europawahl wählen. Trotzdem fühlen Kinder und Jugendliche 
sich gesellschaftlich oft unbeachtet und werden deshalb selbst aktiv – das hat  auch politische Auswirkungen (Themaseiten 10 und 
11). Wie Kinder (und Senior*innen) an der Universität eingebunden werden, erfahrt ihr auf Seite 14 (Campuskultur).

Wir brauchen grüne Träume
Katastrophendenken holt uns nicht aus der Katastrophe

I st euch auch so heiß? Liegt 
wohl daran, dass wir das hei‐
ßeste Jahr seit Beginn der 

Aufzeichnungen haben. Mal wie‐
der. Aber freut euch lieber darüber, 
dass es das kühlste Jahr eures rest‐
lichen Lebens ist, denn besser 
wird‘s nicht mehr. Na, wollt ihr den 
Artikel schon weglegen und euch 
lieber entspannenden Tätigkeiten 
widmen, anstatt über Hitzewellen, 
Überflutungen, Tornados und 
Waldbrände nachzudenken? Oder 
seid ihr eher Typ Doomscroller und 
bombardiert euer Gehirn mit 
schlechten Nachrichten in der 
Hoffnung, dass irgendwo unten 
noch was Besseres kommt?

Schlechte Nachrichten paraly‐
sieren. Wer sich ständig mit 
schlechten Nachrichten konfron‐
tiert, brennt geistig aus. Und Poli‐
tiker*innen, die nur von 
schlechten Nachrichten reden, 

werden ungerne gewählt. Leider 
scheint es momentan, als gäbe es 
im Bezug aufs Klima nur schlechte 
Nachrichten.

2019 erlebte die Europawahl ihr 
grünes Wunder, als die deutschen 
Grünen ihren Stimmenanteil auf 
einen Schlag fast verdoppelten. 
Das war das Jahr, in dem Fridays 
for Future weltweit bekannt wur‐
de, Greta Thunbergs großer Som‐
mer. Eine Welle der Hoffnung 
hatte die Welt erfasst, es schien 
möglich, die Klimakrise zu bewäl‐
tigen, die Zukunft leuchtete grün.

Und jetzt? 2024 haben die Grü‐
nen fast alle damals gewonnenen 
Prozente im Europaparlament 
wieder verloren. Dafür ist der An‐
teil an Parteien gestiegen, die den 
Klimawandel leugnen oder zu‐
mindest klimapolitische Maßnah‐
men ablehnen. Gerade auch die 
jungen Altersgruppen haben we‐

niger grüne und mehr klimaleug‐
nende Parteien gewählt – bei 
ihnen haben die Grünen sogar 
über 20 Prozent verloren. Dabei 
sind sie es, die die Konsequenzen 
der Klimapolitik die längste Zeit 
mittragen werden.

Für diese Entwicklung sind wohl 
viele Faktoren verantwortlich –  
dass andere Krisen die Klimakrise 
überschattet haben, und dass die 
Politik der Grünen viele Wähler*in‐
nen enttäuscht hat. Das zeigt sich 
auch daran, dass mehr junge Wäh‐
ler*innen stattdessen die Partei Volt 
gewählt haben, die ebenfalls für 
starken Klimaschutz eintritt. Es 
liegt leider nicht daran, dass die Kli‐
makrise schon bewältigt ist. Ganz 
im Gegenteil, sie wird merklich im‐
mer schlimmer. Aber dieses Wissen 
ist unangenehm, und unangeneh‐
mes Wissen wird gerne verdrängt.

Reine Katastrophenbegrenzung 

ist keine politische Position, die 
Wähler*innen anzieht. Was den 
meisten grünen Politiker*innen 
größtenteils fehlt, ist eine starke al‐
ternative Vision von der Zukunft. 
Zukunftsvisionen lassen sich in 
Wählerinteresse umsetzen, Verbote 
nicht. Die Rechten wissen das, sie 
verkaufen der Wählerschaft große 
Visionen von Wohlstand und Si‐
cherheit – und lassen dabei unter 
den Tisch fallen, dass ihre Politik 
ihren eigenen Wähler*innen auf 
Dauer die Lebensgrundlage ent‐
ziehen wird. Währenddessen ver‐
spricht grüne Politik zur Zeit vor 
allem Maßnahmen, die für viele 
nach Kosten, Beschränkung und 
Verlust klingen – auch wenn sie in 
Wahrheit das Einzige sind, das 
ebendiese Lebensgrundlagen be‐
wahren kann.

Dabei könnte die grüne Zu‐
kunftsvision so schön und wirk‐

sam sein. Wiederhergestellte wilde 
Ökosysteme, Städte mit großen 
Fußgängerzonen, mit grünen 
Parks, grünen Dächern und grü‐
nen Fassaden. Umweltfreundliche 
Landwirtschaft, von der die Land‐
wirt*innen fair und nachhaltig 
profitieren; nachhaltig produzier‐
te, nährstoffreiche Lebensmittel 
für alle. Erneuerbare Energien, die 
alle Menschen verlässlich und 
günstig mit Strom versorgen. Sau‐
bere Gewässer. Saubere Luft.

Wir brauchen diesen Traum, um 
bei all den schlechten Nachrichten 
die Hoffnung nicht zu verlieren 
und zu wissen, dass es etwas gibt, 
auf das wir hinarbeiten. Und die 
Politik braucht diesen Traum, da‐
mit er nach und nach Realität wer‐
den kann. Damit die Jugend von 
heute auch morgen noch eine 
Zukunft hat.

Eliah Milan Grooß

Fürsorge... Vorsorge...

... und gegensei1ger Austausch 
können beim Umgang mit der 
Klimakrise helfen.

... hil! bei der Vorbeugung 
und Erkennung von 
Hautkrebs.
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Euros
Mit der Verabschiedung der 29. 
Bafögreform durch den Bundes‐
tag am 13. Juni erhöht sich das 
Bafög für Studierende ab dem 
Wintersemester 2024/25. Wie das 
Studentenwerk Leipzig mitteilt, 
empfangen Studierende bis 25 
Jahre dann maximal 855 Euro, ab 
25 Jahren gibt es maximal 992 Eu‐
ro. Außerdem werden die Freibe‐
träge für das Einkommen von 
Studierenden und Eltern erhöht. 
Durch die Einführung eines ein‐
maligen Flexibilitätssemesters ha‐
ben Studierende in Zukunft die 
Möglichkeit, ein Semester länger 
gefördert zu werden. Für Erstse‐
mester unter 25 Jahren, die aus 
einkommensschwachen Haushal‐
ten kommen, ist eine Studienstart‐
hilfe von 1000 Euro geplant, die 
unabhängig vom Bafög ausgezahlt 
wird und nicht zurückgezahlt wer‐
den muss.

Exzellenz
Die Universität Leipzig muss bis 
zum 22. August ihre zwei For‐
schungsanträge bei der Deut‐
schen Forschungsgemeinschaft 
einreichen, um in die nächste 
Auswahlstufe im Exzellenzwett‐
bewerb von Bund und Ländern 
zu gelangen. Laut Universität geht 
es dabei einerseits um das Projekt 
„Breathing Nature“ zur Erfor‐
schung der Verflechtung von Kli‐
mawandel und biologischer 
Artenvielfalt. Der zweite Antrag 
nennt sich „Leipzig Center of Me‐
tabolism“ und möchte ein  klini‐
sches Forschungszentrum zur 
Untersuchung von Zivilisations‐
krankheiten errichten. Nach der 
Einreichung werden die Projekte 
durch ein internationales Panel 
und die Exzellenzkommission be‐
urteilt. Eine Bewilligung würde ei‐
ne siebenjährige Förderung ab 
Januar 2026 bedeuten. Der Stu‐
dent*innenrat hatte schon im 
vergangenen Jahr gefordert, im 
Rennen um die Exzellenzförde‐
rung prekäre Arbeitsbedingungen 
von Angestellten der Universität 
nicht aus den Augen zu verlieren.

Ernährung
Seit Juni wird in den Leipziger 
Mensen jeden ersten Donnerstag 
im Monat der sogenannte Regio-
Teller angeboten. Laut dem Stu‐
dentenwerk Leipzig zeichnet sich 
das Gericht dadurch aus, dass alle 
Hauptzutaten von Produzent*in‐
nen aus dem näheren Leipziger 
Umfeld geliefert werden. Ziel des 
Regio-Tellers sei es, regionale Be‐
triebe zu unterstützen und die 
Nachhaltigkeit durch zum Beispiel 
kurze Lieferwege zu erhöhen. Der 
Regio-Teller wird an der Ausgabe 
extra gekennzeichnet. Dort gibt es 
auch eine Übersicht über die ein‐
zelnen Zutaten und die am Gericht 
beteiligten Betriebe.

Margarete Arendt

Bedrohliche Autorität
Initiative gegen Machtmissbrauch an Musikhochschulen

Unkonstruktive Leis‐
tungsrückmeldungen, 
sexistische oder rassisti‐

sche Bemerkungen, körperlich 
und sexuell übergriffiges Verhal‐
ten – die Liste der Vorwürfe der 
Initiative gegen Machtmiss‐
brauch an Musikhochschulen 
gegen Lehrende ist lang. Gesam‐
melt wurden bis zur Veröffentli‐
chung erster Umfrageergebnisse 
im März dieses Jahres 613 
Aussagen von über 161 
Studierenden aus Österreich, der 
Schweiz und Deutschland. In 
einer Pressemitteilung des 
freien Zusammenschlusses von 
Student*innenschaften (fzs) 
äußerte sich Vorständ*in Fay 
Uhlmann zu dem Thema und 
sagte, dass „verbale Schikanen 
fester Teil der Tagesordnung“ an 
Musikhochschulen seien und es 
sich dabei um ein „strukturelles 
Problem“ handele.

Im vergangenen November 
verabschiedete die Initiative 
einen Forderungskatalog, der auf 
Prävention und Intervention von 
„missbräuchlichem Verhalten“ 
abzielt. Als Machtmissbrauch 
definiert die Initiative dabei das 
bewusste oder unbewusste Aus‐
nutzen einer Machtposition, also 

jede Situation, in der individuelle 
Grenzen der weniger mächtigen 
Person überschritten werden. 
Die Forderungen der Initiative 
sind klar: Übergriffe sollen syste‐
matisch erfasst, ausgewertet und 
Machtmissbrauch als strukturel‐
les Problem an Musikhochschu‐
len anerkannt werden. Interne 
Kontrollmechanismen mit Eva‐
luationen und kompetente exter‐
ne und interne Beratungsstellen 
für Studierende sollen eingerich‐
tet werden. Weiterhin fordert die 
Initiative ein transparentes Vor‐
gehen bei Machtmissbrauch. Es 
müssten klare Konsequenzen 
formuliert werden. Eine Entlas‐
sung sei nur bei wiederholtem 
übergriffigem Verhalten und 
nach Beratungsgesprächen nö‐
tig.

Besonderes Augenmerk liege 
dabei auf Musikhochschulen, 
die sich durch einen sehr engen 
Betreuungsschlüssel auszeich‐
neten, heißt es in der Pressemit‐
teilung des fzs. Das daraus 
resultierende enge Verhältnis, 
die Machthierarchie und der 
Leistungsdruck begünstigten 
Übergriffe. 

Das bestätigt auch Ronja Putz, 
Mitglied des Studierendenrates 

der Hochschule für Musik und 
Theater „Felix Mendelssohn Bar‐
tholdy“ in Leipzig (HMT). Viele 
Studierendenvertretungen, auch 
die der HMT, haben die Initiative 
mit ihrer Unterschrift unter‐
stützt. Putz kritisiert, dass das 
Thema auf Hochschul- sowie 
Studierendenseite zu wenig als 
strukturelles Problem behandelt 
werde. Bestimmte Faktoren be‐
günstigten den Machtmiss‐
brauch besonders: Das Format 
des Einzelunterrichts und das 
System, in dem Hauptfachper‐
sonen im Leben der Studieren‐
den großen Einfluss auf deren 
Identitätsbildung hätten. 

Zusätzlich erleichtere die Ar‐
beit mit Musik, dass „schnell 
persönliche Grenzen überschrit‐
ten“ würden und Dozierende 
„wohlgemeinte Ratschläge“ gä‐
ben. Eine passiv-aggressive Kri‐
tikkultur verstärke dieses noch, 
so Putz. Persönliche Beleidigun‐
gen durch Dozierende würden 
als selbstverständlich hinge‐
nommen, da Studierende in 
starker Konkurrenz miteinander 
stünden. 

Putz beobachtet, dass sich 
seit der verstärkten Behandlung 
des Themas vermehrt Studie‐

rende mit persönlichen Erfah‐
rungen an den Studierendenrat 
wenden. Sie wünscht sich, dass 
konkrete Maßnahmen einge‐
führt werden, wie ein Verhal‐
tenskodex. Die Hochschule für 
Musik in Nürnberg hat dafür 
beispielsweise die „Kommuni‐
kampel“ entwickelt, um für re‐
spektvolle Kommunikation 
zwischen Lehrenden und Stu‐
dierenden zu sensibilisieren.

Amelie John

Die Machthierarchie zwischen 
Lehrenden und Studierenden 
begünstigt Übergriffe und 
Grenzüberschreitungen.
Foto: flickr
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„Einiges ist israelbezogener Antisemitismus“
Gert Pickel über seine Aufgaben als Antisemitismusbeauftragter

D ie Universität Leipzig 
hat Gert Pickel zu Be‐
ginn dieses Jahres zum 

Antisemitismusbeauftragten 
ernannt. Er ist Professor für Re‐
ligions- und Kirchensoziologie 
an der Theologischen Fakultät 
und forscht zu antimuslimi‐
schem Rassismus und Antise‐
mitismus. Derzeit leitet er ein 
Verbundprojekt zu Rassismus 
in Institutionen. Religion und 
Rassismus sind für Pickel oft‐
mals eng miteinander verbun‐
den. „Antisemitismus und 
antimuslimischer Rassismus 
werden beide über die Zugehö‐
rigkeit zu einer bestimmten Re‐
ligion hergestellt“, meint er. 
„Meine wissenschaftliche Be‐
schäftigung mit Antisemitis‐
mus bezieht sich auf den 
sogenannten neuen Antisemi‐
tismus, der in der heutigen Zeit 
stattfindet.“

Wegen der Angriffe der Ha‐
mas auf die israelische Zivilbe‐
völkerung am 7. Oktober 2023 
und den anschließenden Pro‐
testen in Deutschland be‐
schloss die Universität Leipzig, 
einen Antisemitismusbeauf‐
tragten zu ernennen. Der Vor‐
schlag, das Amt mit Pickel zu 
besetzen, kam von Studieren‐
denseite. Da antisemitische 
Ressentiments in der deut‐
schen Bevölkerung tief veran‐
kert sind, hält Pickel es 
grundsätzlich für sinnvoll, dass 

die Universität einen Antisemi‐
tismusbeauftragten hat.

Das Gleichstellungsbüro der 
Universität beriet bisher bei 
antisemitischen Vorfällen. Pi‐
ckel sieht dennoch die Not‐
wendigkeit eines separaten 
Amtes gegen Antisemitismus. 
„Die Thematik übersteigt die 
Aufgaben der Gleichstellungs‐
beauftragten“, erklärt er. Es 
würden wichtige Maßnahmen 
für Geschlechtergerechtigkeit 
und Diversität blockiert wer‐

den, wenn das Gleichstellungs‐
büro sich auch noch mit 
Antisemitismus beschäftigen 
würde. 

„Die Antisemitismusbera‐
tung ist auch viel inhaltliche 
Beratung, die nicht wenig Zeit 

in Anspruch nimmt“, meint Pi‐
ckel. Die Unterstützung des 
Gleichstellungsbüros sei den‐
noch notwendig, denn bei der 
Position des Antisemitismusbe‐
auftragten handelt es sich um 
ein Ehrenamt.

Pro-palästinensische De‐
monstrationen und Veranstal‐
tungen haben in Leipzig seit 
Oktober 2023 stark zugenom‐
men. „Ich verstehe die De‐
monstrationen vor dem 
Hintergrund der katastropha‐
len Lage der palästinensischen 
Zivilbevölkerung vollkommen“, 
meint Pickel. „Dennoch kommt 
es doch leider immer wieder zu 
unakzeptablen antisemitischen 
Bildern, Äußerungen und Paro‐
len.“

Die Bundesregierung hat die 
Definition von Antisemitismus 
der International Holocaust Re‐
membrance Alliance (IHRA) von 
2016 zu ihrer Leitlinie gemacht. 
Auch der Antisemitismusbeauf‐
tragte des Bundes sowie der un‐
abhängige Expertenkreis 
Antisemitismus empfehlen sie. 
Die Protest-Initiative Palestine 
Campus hat eine andere Defini‐
tion von Antisemitismus gefor‐
dert. Statt der IHRA-Definition, 
die „irreführend“ sei, will die 
Gruppe die Einführung der Je‐
rusalem Declaration on Antise‐
mitism (JDA). Diese wurde 2020 
von einer Gruppe Akademi‐
ker*innen als Alternative zur 

IHRA-Definition vorgeschlagen 
und will stärker zwischen Anti‐
semitismus und legitimer Isra‐
elkritik unterscheiden.

„Warum die Definition der 
IHRA irreführend sein soll, weiß 
ich nicht“, meint Pickel. „Im Ge‐
gensatz zur Definition der JDA 
macht sie deutlicher, dass sich 
hinter Israel-Kritik Antisemitis‐
mus verstecken kann. So sind 
eben nicht alle Äußerungen zu 
Israel nur Kritik, sondern eini‐
ges ist israelbezogener Antise‐
mitismus. Das wird gerade in 
den letzten Punkten der JDA-
Definition, die sich explizit auf 
Palästina und Israel beziehen, 
verwischt.“ 

Israelbezogener Antisemitis‐
mus liegt laut Pickel vor, wenn 
das Existenzrecht Israels infrage 
gestellt wird, Israel dämonisiert, 
mit den Nationalsozialisten 
gleichgesetzt wird und doppelte 
Standards angewendet werden, 
die für andere Länder nicht an‐
gewandt werden. „Die JDA-De‐
finition berücksichtigt im 
Gegensatz zu IHRA-Definition 
weniger die jüdischen Identitä‐
ten und deren Gewalterfahrun‐
gen“, führt Pickel aus. „Das zeigt 
sich in den gegenwärtigen De‐
batten, bei denen oft gar nicht 
mehr erwähnt wird, dass der 
Terrorangriff der Hamas der 
Auslöser der derzeitigen Ausein‐
andersetzung ist.“

Anne Burckhardt

Antisemitismus-Betroffene 
können auf Gert Pickel 
zugehen. 
Foto: Sven Reichhold







5JUL I   2024 LEIPZIG

Selbstverwaltung statt Spekulationsspiralen 
Stadt fördert Mieter*innen bei gemeinschaftlichem Hauskauf 

M an muss Eigentum 
wieder lokal veran‐
kern. Daran knüpft 

sich auch eine nachhaltige Mie‐
tenentwicklung, die nicht 
davongaloppiert. Wenn Wohn‐
raum alle zehn Jahre weiterver‐
kauft wird, dann passiert das in 
der Regel immer mit einer Ren‐
diteerwartung. Das könnte man 
verändern, wenn man zuneh‐
mend mehr Menschen ins ge‐
meinschaftliche Eigentum 
bringt, die hier wohnen.“ So 
lautet die Analyse der Handels‐
immobilienökonomin Tanja 
Korzer von der Koordinierungs‐
stelle des Netzwerks Leipziger 
Freiheit. Um tatsächlich mehr 
Mieter*innen „ins gemein‐
schaftliche Eigentum zu brin‐
gen“, unterstützt das Netzwerk 
der Stadt Leipzig unter anderem 
Mieter*innengemein- schaften 
dabei, ihr Mietshaus zu kaufen 
und selbst zu verwalten.  

Doch angesichts der Immo‐
bilienpreise wirkt dieses Ange‐
bot erst einmal realitätsfern 
oder nur wie eine Option für 
Vermögende und sehr langfris‐
tig Planende. „Dieses Missver‐
ständnis kann auommen, 
wenn man in Eigentumswoh‐
nungen anstatt in Gemeinei‐
gentum und ganzen Häusern 
denkt“, betont Julia Lerz, Mit‐
arbeiterin beim Amt für Woh‐
nungsbau und Stadterneuerung 
Leipzig. Korzer bestätigt: „Das 
Angebot soll sich auch an den 
Otto Normalverbraucher rich‐
ten.“ Aber kann gemeinschaft‐
licher Hauskauf wirklich eine 
Option sein, die für die Breite – 
für Studierende, Renter*innen, 
Geringverdienende – bezahlba‐
ren Wohnraum sichert? 

Ganz vorne angefangen: Wie 
finanzieren Mieter*innen es, 
ihr Haus gemeinschaftlich zu 
kaufen? Grundsätzlich funktio‐
niert das ähnlich wie bei einem 
herkömmlichen Hauskauf: Sie 
nehmen einen Kredit auf, von 
dem das Haus bezahlt und der 
über die Jahre getilgt wird. Da‐
zu verlangt die Bank für ge‐
wöhnlich, dass ungefähr 20 
Prozent des Kaufpreises vom 
Käufer selbst übernommen 
werden – aus Sicherheitsgrün‐
den für die Bank. 

Die Besonderheit ist aber, 
dass die Mieter*innen ihren 
Wohnraum nicht privat erwer‐
ben, sondern eine Genossen‐
schaft gründen, über die 
Finanzierung, Kauf und Ver‐
waltung des Mietshauses ab‐
laufen. So wird die 
Genossenschaft zum Kredit‐
nehmer und Hauseigentümer – 
und nicht die einzelnen Mie‐
ter*innen. Diese erwerben le‐
diglich Genossenschaftsanteile, 
wodurch sie Mitglieder der Ge‐
nossenschaft werden. Die 
Pflichtanteile variieren, bei der 
Solidarischen Wohnungsge‐
nossenschaft (dazu unten 

mehr) liegen sie bei 100 Euro. 
Außerdem kann man die eige‐
nen Genossenschaftsanteile 
kündigen – dann würde man 
ausziehen und wäre wortwört‐
lich wieder „raus aus dem Ge‐
schäft“. Das heißt, die 
Mieter*innen sind nicht jahr‐
zehntelang an das Haus gebun‐
den.

Damit die Genossenschaft 
den Hauskredit tilgen kann, 
zahlen die Mieter*innen mo‐
natlich in das Konto der Genos‐
senschaft ein – wie eine 
herkömmliche Mietzahlung, 
nur dass keine Profite erzielt 
werden müssen. Wenn eine 
Person die Genossenschaft ver‐
lässt und auszieht, trägt der*die 
Nachmieter*in über die Miete 
zur Kredittilgung bei. 

Problematisch werden kann 
es aber beim Eigenanteil – den 
rund 20 Prozent des Kaufprei‐
ses, die die Genossenschaft 
selbst zahlen muss: Bei einem 
Mietshaus, das eine Million Eu‐
ro kostet, müssten die Mie‐
ter*innen erst einmal 200.000  
Euro auftreiben. Da sind deut‐
lich mehr Einlagen nötig als die 
100 Euro Pflichtanteil. Wer gute 
Beziehungen hat, kann seiner 
Gemeinschaft eventuell durch 
Direktkredite von Familie und 
Bekannten helfen. Für wirt‐
schaftlich und sozial Benach‐
teiligte ist das aber schwierig. 
Damit Geringverdiener*innen 
nicht von dem Projekt ausge‐
schlossen werden, hat die Stadt 
für 2024 eine neue Förderricht‐
linie beschlossen: So leistet sie 
einen Zuschuss von bis zu 1.200 
Euro für jeden Quadratmeter, 
den die Mietergemeinschaft als 
sozialen Wohnraum vermietet. 
Die entsprechenden Sozialwoh‐
nungen müssen diesen Status 
für 25 Jahre erhalten.  

Auf Nachfrage, ob die Förde‐
rung ausreicht, damit auch 
Menschen mit Sozialwoh‐
nungsanspruch realistisch an 
solchen Gemeinschaftsprojek‐
ten teilhaben können, betont 
Julia Lerz, dass das nicht ein‐
deutig zu sagen sei. Je nach 
Haus und Kaufpreis könne die 
Förderung ihren Zweck voll‐
kommen erfüllen, aber auch 
Lücken lassen. Dann könnten 
Menschen mit geringem Ein‐
kommen für ihre Genossen‐
schaftsanteile eine separate 
Förderung vom Bund beantra‐
gen. „Häufig ist es aber so, dass 
der Eigenanteil solidarisch auf‐
gebracht wird“, fügt Lerz hinzu. 
„Die Überlegung ist dann: Na 
ja, dann gebe ich – als Gutver‐
dienende*r – etwas mehr dazu, 
denn sonst scheitert das Projekt 
und das Haus geht an den In‐
vestor.“ 

Um all die bürokratischen 
Hürden meistern zu können, 
stellt die Stadt mit dem Netzwerk 
Leipziger Freiheit kostenlos un‐
terschiedliches Fachpersonal  

zur Seite. Trotz dieser Unter‐
stützung seien eine gemein‐
schaftliche Übernahme eines 
Mietshauses, eine Genossen‐
schaftsgründung oder umfas‐
sende Renovierungsarbeiten 
immer ein großes Projekt: „Das 
passiert nur, wenn man das ge‐
meinsam will. Es braucht da ei‐
nen Grundkonsens des 
Miteinanders – und auch die 
Bereitschaft des Eigentümers, 
an die Mieterschaft zu verkau‐
fen“, so Korzer.

Da stellt sich die Frage, ob es 
nicht naheliegender wäre, 
mehr auf etablierte Wohnungs‐
baugenossenschaften oder die 
kommunale Leipziger Wo‐
hungsbaugesellschaft (LWB) zu 
setzen, um nicht-profitorien‐
tierten, bezahlbaren Wohn‐
raum zu schaffen. Immerhin 
bestehen dort schon alle Ver‐
waltungsstrukturen und müs‐
sen nicht neu geschaffen 
werden. Korzer entgegnet: „Als 
eigenständige Mieter*innenge‐
meinschaft kann man selbst 
bestimmen, wie man wohnen 
möchte. Da können Gemein‐
schaftsflächen geschaffen oder 
innovative Wohnformen wie 
Cluster-Wohnungen auspro‐
biert werden. Bei uns geht es 
ganz aktiv um das kooperative 
Wohnen – in einer großen Ge‐
nossenschaft stehe ich wahr‐
scheinlich nicht mit den 
Nachbar*innen in so engem 
Austausch. Es wirkt auch moti‐
vierend und idenditätsstiftend, 
gemeinsame Projekte zu 
schaffen und zu lösen.“ 

Außerdem bestehe auch die 
Möglichkeit, sich mit der Haus‐
genossenschaft der Solidari‐
schen Wohnungsgenossenschaft 
(SoWo) Leipzig anzuschließen. 
Das ist eine Dachgenossen‐
schaft, die Verwaltungsaufga‐
ben für ihre Einzel- 
genossenschaften übernimmt, 
aber dennoch Autonomie lässt. 
Das sei ein Schritt, um auch 
den Otto Normalverbraucher 
anzusprechen, so Korzer. Den‐
noch seien ihre Projekte eine 
Nische: „Den 10-Prozent-
Marktanteil einer LWB werden 
wir nie bekommen. Wir ergän‐
zen uns, es sind unterschiedli‐
che Zielgruppen, die wir 
ansprechen.“ Deshalb könne 
sich Korzer zukünftig Koopera‐
tionen mit der LWB und den 
etablierten Genossenschaften 
vorstellen. „Allerdings muss da‐
bei berücksichtigt werden, dass 
vor allem die etablierten Mie‐
tergenossenschaften in erster 
Linie ihren Mitgliedern ver‐
pflichtet sind und bislang nicht 
den Ankauf bestehender Ge‐
bäude als ihren Schwerpunkt 
sehen.“ 

Sind Hauskäufe von Mie‐
ter*innengemeinschaften also 
eine Lösung gegen Wohnraum‐
spektulation und Mietsteige‐
rungen? Eine, wahrscheinlich. 

Denn die Zielgruppe ist größer, 
als man zu Beginn denken 
könnte: Durch eine genossen‐
schaftliche Organisation sind 
Mieter*innen individuell weni‐
ger verantwortlich und können 
das Projekt verlassen, wenn sie 
zum Beispiel in eine andere 
Stadt ziehen möchten. Wem 
die bürokratischen Hürden 
Sorgen bereiten, bieten das 
Netzwerk Leipziger Freiheit 
oder die Dachgenossenschaft 
SoWo Unterstützung. „Und mit 
der neuen Förderrichtlinie 
geht die Stadt“, so Korzer, „zu‐
mindest einen Schritt in die 
Richtung, auch Haushalte mit‐
zunehmen, die wirtschaftlich 
nicht so stark aufgestellt 
sind“. 

Was aber trotz aller Hilfen 
bleibt: Der Aufwand, gemein‐

schaftlich ein Haus zu kaufen, 
zu renovieren und zu verwalten 
ist erheblich höher, als wenn 
man in einer gewöhnlichen 
Mietwohnung lebt. Deshalb 
könnten Investitionen in die 
LWB zur Bestandserweiterung 
niedrigschwelliger bezahlbaren 
Wohnraum schaffen. Laut Kor‐
zer lohne sich der Mehrauf‐
wand aber – um innovativ und 
selbstbestimmt zu wohnen und 
zu verhindern, dass Häuser im 
Verkauf an anonyme Investo‐
ren oder Fonds veräußert wer‐
den. 

Im Kern sind die Ansätze 
aber ähnlich: Sie versuchen, 
Wohnraum lokal zu verankern, 
um ein Stoppschild vor Speku‐
lations- und Mietpreispiralen 
zu setzen.

Hans Jachmann

Die Bewohner*innen kauften ihr Haus in der Richterstraße 
gemeinschaftlich.  Foto: Hans Jachmann

z 

Anzeige







8 JUL I   2024KULTUR

Das Gedächtnis der Nation  
Der Direktor der Deutschen Nationalbibliothek im Gespräch 

Die Deutsche Nationalbiblio‐
thek (DNB) wurde 1913 in Leip‐
zig gegründet und verzeichnet 
seitdem alle Medien, die in deut‐
scher Sprache und im deutsch‐
sprachigen Raum erscheinen. 
Um zu erfahren, wie eine so um‐
fangreiche Aufgabe bewältigt 
wird, wie die Bibliothek mit so 
vielen Büchern, aber auch mit 
extremistischen Inhalten um‐
geht und welche neuen Projekte 
es gerade gibt, hat luhze-Autorin 
Laure Péan mit Johannes Neuer 
gesprochen. Der 48-jährige Me‐
dien- und Kommunikationswis‐
senschaftler und Musiker ist seit 
August 2023 Direktor der DNB. 

luhze: Der Bestand der DNB um‐
fasst derzeit etwa 50 Millionen 
Medien. Täglich kommen etwa 
14.000 Publikationen hinzu. Wie 
kann man sich das vorstellen? 
Wie groß wird die Bibliothek in 
500 Jahren sein? 
Neuer: Die Bibliothek besteht 
seit 112 Jahren und das Gebäu‐
de war von Anfang an so konzi‐
piert, dass man es Schritt für 
Schritt erweitern kann. Jetzt 
sind wir dabei, den fünften Er‐
weiterungsbau zu planen. Ich 
denke, das wird auch in Hun‐
derten von Jahren so weiterge‐
hen, um diese Schätze 
unterzubringen. Natürlich wer‐
den in Zukunft auch viele digi‐
tale Bestände hier gelagert 
werden. Sie haben die Zahl 50 
Millionen genannt, davon sind 
heute schon fast 15 Millionen 
Medienwerke rein digital. 

Wird es also in Zukunft mehr digi‐
tale als gedruckte Bücher geben?  
Die Anzahl der digitalen Medi‐
enwerke nimmt tatsächlich viel 
schneller zu als die Anzahl der 
physischen. Ich bin aber über‐
zeugt, dass es weiterhin ge‐
druckte Bücher geben wird und 
dass Verlage nicht alles digital 
machen können, weil Men‐
schen einfach gerne gedruckte 
Bücher zum Lesen, in die Hand 
nehmen, sie ins Regal stellen 
oder mit Widmungen verschen‐
ken. Wir digitalisieren übrigens 
sukzessiv und auch retrospektiv. 
Da wir schon so viele Medien 
haben, ist das ein sehr langwie‐
riger und auch sehr teurer Pro‐
zess. 

Sie sammeln unter anderem Pu‐
blikationen über Deutschland. 

Das klingt erst mal uferlos. Wie 
kann man das eingrenzen?  
Wir haben den Auftrag, alles in 
Bild, Schrift und Ton zu sam‐
meln, was in oder über Deutsch‐
land und in deutscher Sprache 
weltweit publiziert wird. Über 
Deutschland bedeutet alles, was 
einen Bezug zu Deutschland hat, 
zum Beispiel fremdsprachige 
Reiseführer zu deutschen Orten 
oder Werke, die in eine Fremd‐
sprache übersetzt wurden. Wenn 
wir davon erfahren, kaufen wir 
auch Medien im Ausland, das ist 
die sogenannte Auslandserwer‐
bung. Im Inland gilt ja das Gesetz 
über die Deutsche Nationalbi‐
bliothek, das eine Pflichtabliefe‐
rung vorsieht: Publikationen, die 
in einer Auflage von mehr als 25 
Exemplaren erscheinen und 
mehr als vier Seiten umfassen, 
müssen in zwei Exemplaren bei 
uns abgegeben werden. .  

Und wie kann man sicher sein, 
dass kein Buch vergessen wird? 
Wir haben den Anspruch voll‐
ständig zu sammeln, aber ga‐
rantieren kann man das 
natürlich nicht. Es gibt kleine 
Lücken in der Sammlung und 
die versuchen wir immer auch 
noch retrospektiv zu schließen, 
zum Beispiel über Antiquariate 
oder andere Wege. Wir versu‐
chen natürlich, so viel wie mög‐

lich auch aus dem Ausland zu 
sammeln, aber man kann, glau‐
be ich, nicht immer alles wis‐
sen. 

Die DNB kennt man auch als 
„Gedächtnis der Nation“. Worin 
besteht die Aufgabe eines solchen 
Gedächtnisses, an wen richtet 
sich die Sammlung? 
Wir sammeln alles, ohne Ein‐
schränkung, ohne Wertung. 
Das ist natürlich nicht einfach, 
und insbesondere die Digitali‐
sierung stellt uns vor einige 
Herausforderungen, an denen 
wir gerade arbeiten. Wir hatten 
zum Beispiel 2023 eine Aktion, 
wo wir alle deutschsprachigen 
Tweets aus dem Twitter-Archiv 
archiviert haben. Unser Ansatz 
ist also umfassend. Wir sind das 
Gedächtnis der Nation und 
wollen deshalb alles, was darin 
gedacht und dokumentiert 
wird, verzeichnen. Und gerade 
das macht es für zum Beispiel 
Historiker*innen und auch für 
Sozialwissenschaftler*innen 
sehr interessant, mit unseren 
Sammlungen zu arbeiten, und 
dabei verschiedene Strömun‐
gen zu entdecken: Was haben 
die Menschen in Deutschland 
geschrieben, was haben sie ge‐
kocht, was haben sie in ihrer 
Freizeit angestellt, worüber ha‐
ben sie nachgedacht… Um un‐
sere Sammlungen zu vermitteln, 
bieten wir auch Ausstellungen 
und Veranstaltungen an. 

Sie sagen, dass alle Medien un‐
eingeschränkt gesammelt 
werden. Aber wie geht man mit 
extremistischen Inhalten um, 
zum Beispiel mit Büchern aus 
der NS-Zeit? Sind die wie die 
anderen für alle zugänglich?  
Wir stellen grundsätzlich alles 
zur Verfügung, wir werten nicht 

und zensieren nicht. Es gibt 
ganz wenig, das – etwa durch 
rechtliche Vorgaben – be‐
schränkt ist, denn für wissen‐
schaftliche Zwecke kann man 
eigentlich auf alles zugreifen. 
Wenn man also ein For‐
schungsinteresse an solchen 
Werken hat, kann man sie le‐
sen. Dass es bestimmte Medien 
gibt, die in gewisser Weise „ge‐
fährlicher“ sind als andere, das 
will ich nicht ausschließen. Es 
gibt sicherlich auch extremisti‐
sche Literatur in der Samm‐
lung, weil sie auf dem Markt 
publiziert wird. Werden solche 
Werke angefragt, erfolgt bei Be‐
stellung der Hinweis „Benut‐
zung nur nach Rücksprache“. 
Dann ist gegebenenfalls ein be‐
gründetes Forschungsinteresse 
dazulegen. 

Welche Konsequenzen hätte es 
heute für die DNB, wenn eine 
rechtsextreme Regierung an 
die Macht käme und das Ge‐
dächtnis der Nation nach 
ihren Vorstellungen sortieren 
würde? Gibt es Maßnahmen, 
um zu verhindern, dass be‐
stimmte Inhalte zensiert wer‐
den? 
Das wäre natürlich eine 
schwierige Situation. Aber die 
DNB hat ein Gesetz, das vorhin 
erwähnte Gesetz über die 
Deutsche Nationalbibliothek, 
und ein Gesetz ist verpflichtend 
für jede Legislative. Und wir 
haben ja in der deutschen Ge‐
schichte schon Zeiten erlebt, in 
der die DNB in einer Diktatur 
agiert hat. Es war in der DDR 
und auch im Dritten Reich so, 
dass bestimmte Inhalte zwar 
gesammelt wurden, aber nicht 
allgemein zur Verfügung stan‐
den. Das hoffen wir in Zukunft 
zu vermeiden. 

Eine große Aufgabe der DNB ist 
es, die Medien für die Menschen 
in Zukunft zu erhalten. Gibt es 
neben der Zensur noch andere 
Risiken, gegen die Maßnah‐
men ergriffen werden müs‐
sen? 
Unser Auftrag besteht aus drei 
Teilen: Sammlung, Auewah‐
rung auf Dauer und Bereitstel‐
lung für die Nutzenden. 
Deshalb versuchen wir, die Be‐
stände unter optimalen klima‐
tischen Bedingungen zu lagern. 
Das bedeutet, dass wir in den 
Magazinen einen Klimakorri‐
dor von etwa 18 Grad mit einer 
Luftfeuchtigkeit von 50 Prozent 
sicherstellen. Dann haben wir 
natürlich Brandschutzmaß‐
nahmen, aber ohne Wasser, weil 
Bücher und Wasser… (lacht) 
sich nicht gut vertragen. Und im 
schlimmsten Fall bietet die Red‐
undanz der entfernt voneinan‐
der gelagerten zwei Exemplare 
eine gewisse Sicherheit. Diese 
Redundanz gibt es auch oft in 
anderen Nationalbibliotheken, 
wo es zum Beispiel ein Archiv-
Exemplar gibt und eins für die 
Benutzung. Hier ist das anders. 
Wie ich vorhin erwähnt habe, 
bekommen wir immer von je‐
dem Medium zwei Exemplare, 
eins kommt nach Leipzig und 
eins nach Frankfurt. Beide wer‐
den in die Benutzung gegeben.

Zwei Standorte, nur eine Bi‐
bliothek. Ist das ein wichtiges 
Symbol? 
Das hängt natürlich mit unserer 
Geschichte zusammen. Nach 
dem Fall der Mauer wurde ent‐
schieden, dass wir beide Stand‐
orte beibehalten – das wurde 
sogar im Einigungsvertrag fest‐
gehalten. 

Zur DNB gehört auch das 
Deutsche Musikarchiv mit sei‐
nen zwei Millionen Tonträgern 
und einer Million Notenausga‐
ben. Gibt es da Projekte, die Ih‐
nen als Musiker besonders am 
Herzen liegen?  
Ich wünsche mir, dass die gro‐
ßen Musikeinrichtungen dieser 
Stadt unser Musikarchiv stärker 
nutzen. Wir wollen auch das 
Musikarchiv weiter ausbauen 
und dort auch Musik in ihrem 
Entstehungsprozess dokumen‐
tieren. Wir wollen also perspek‐
tivisch zum Beispiel nicht nur 
die Tonträger von Popularmusik 
archivieren, sondern auch den 
Entstehungsprozess. Das heißt, 
wenn Künstler*innen Lieder 
komponieren, die ursprüngli‐
chen Noten oder Texte auf Pa‐
pier zu sammeln, so dass man 
später nachvollziehen kann, wie 
die Lieder entstanden sind, wie 
gearbeitet wurde. Und das ist 
finde ich sehr spannend, auch 
weil das in Deutschland noch 
niemand so systematisch ge‐
macht hat.

Anzeige

Johannes Neuer ist seit August 2023 Direktor der DNB.                                                                 Foto: Laure Péan
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Der blasse Ozean
Das Ausbleichen von Korallen heizt die Erde weiter auf

A ls Danil 2023 von einem 
Forschungsteam des 
Fernsehsenders „Real 

Wild” interviewt wird, möchte 
er 20 Kinder bekommen. Er ist 
Fischer am Rande des größten 
Korallenriffs der Erde, dem 
„Coral Triangle” zwischen Aus‐
tralien und den Philippinen. 
„Ich werde”, so sagt er, „durch 
den Fischfang ein neues Haus 
bauen und darin eine große Fa‐
milie versorgen.” Die Forschen‐
den reagieren motivierend, 
vermuten allerdings Gegenteili‐
ges. Das Problem: Die soge‐
nannte Korallenbleiche könnte 
ihm die Lebensgrundlage 
entziehen. Das ist ein Prozess, 
bei dem Riffkorallen durch den 
Anstieg der Meerestemperatur 
ausbleichen und ihre Funktio‐
nalität verlieren. Dies würde ei‐
ne neue Eskalationsstufe und 
das sukzessive Aussterben eines 
weiteren ökologischen Grund‐
pfeilers bedeuten.

Ertragreiche 
Symbiose 

Wie funktionieren Korallen 
überhaupt? Zunächst bestehen 
sie aus Polypen, kleinen 
Weichtieren, die handförmig 
und in ihrer Form ähnlich einer 
Miniaturseegurke auf dem 
Meeresboden aufliegen. An die‐
se Polypen heften verschiedene 

Arten von Mikroorganismen. 
Diese werden „Zooxanthellen” 
genannt. Die beiden Gefährten 
versorgen sich gegenseitig mit 
Nährstoffen und betreiben Pho‐
tosynthese. Diese Symbiose bil‐
det den Grundstein für die 
Ausbildung komplexer Riffsys‐
teme und damit von Leben, das 
um die Korallen entsteht. Doch 
was hat es mit der Bleiche auf 
sich?

Anthropogener 
Einfluss

Mit exponentiell steigenden 
Wassertemperaturen stoßen die 
Korallen die Xanthellen wieder 
ab. „Ab einem bestimmten Wär‐
mezustand wird die symbionti‐
sche Wechselbeziehung 
energetisch uninteressant”, so 
der Leipziger Geologe Thomas 
Brachert. „Oxidationsprozesse 
überwiegen gegenüber der Koh‐
lenstofffixierung und das Kulti‐
vieren der Xanthellen wird 
energietechnisch zu teuer.” Der 
Symbiont isst also mehr, als er 
produziert, die Koralle be‐
kommt nichts mehr ab und 
schmeißt ihn raus. So verliert sie 
allerdings nicht nur ihr farbge‐
bendes Element, sondern auch 
ihre Lebensgrundlage.

Diese Entwicklung sei durch 
den Menschen verschuldet. Ne‐
ben der ohnehin verheerenden 

Temperaturzunahme auf der 
Erde gebe es weitere, direktere 
Dinge, die die Bleiche befeuern. 
Gasunternehmen bohren in den 
Riffen aufgrund immenser Gas‐
vorkommen. Schnorchel- und 
Tauchtouristen würden die Riff‐
bewohner stressen,  durch Ge‐
räusche oder gleißend helle 
Tauchlampen. Ganz zu schwei‐
gen vom ständigen Ausbau von 
Hotels, der zu CO₂-Emissionen 
beitrage und zur Eutrophierung 
der Riffe führe, also zum 
übermäßigen und schädlichen 
Pflanzenwachstum im Wasser. 
Es bleibt nur, sich zu fragen, was 
passiert, wenn es plötzlich gar 
keine Riffe mehr gibt.

Irreversibles 
Aussterben

Für Brachert gibt es hier drei 
Leidtragende: „Dadurch, dass 
die Korallen bis an die Meeres‐
oberfläche wachsen, können sie 
das angrenzende Land in Form 
eines Wellenbrechers schützen 
und hinter ihnen eine Lagune 
entstehen lassen”, erklärt er. 
„Verschwinden die Riffe, leidet 
der Küstenschutz.” Außerdem 
konservieren sie enorme Mas‐
sen an Kohlenstoff. Ein irrever‐
sibles Aussterben bedeute also 
einen erheblichen Austrag von 
CO₂ zurück in die Atmosphäre. 
Sie würde angereichert werden 

und der Treibhauseffekt würde 
zunehmen. Darüber hinaus er‐
innert Brachert nochmal an die 
Entstehung der Ökosysteme. 
Denn auch ihnen steht das En‐
de bevor. Putzerfische, Golall‐
schwämme und viele weitere 
Arten hätten ohne die Korallen‐
riffe keine Grundlage mehr zu 
leben. Und mit ihnen auch indi‐
gene Gruppen am Rande der 
Küsten.  So wie Danil, ein junger 
Mensch, dessen Familie seit Ge‐
nerationen in Fischerdörfern 

inmitten des „Coral Triangles” 
lebt und der vor einem Jahr 
noch 20 Kinder bekommen 
wollte. Er lebt vom Fischfang 
und realisiert bereits zu jenem 
Zeitpunkt, wie sich die Popula‐
tionen Jahr für Jahr reduzieren. 
Bewegt sich die Klimakatastro‐
phe weiterhin wie eine rasende 
Dampflok ins eigene Verderben, 
bleibt Danil und weiteren 
großen Teilen der Weltbevölke‐
rung ein Lebenstraum verwehrt.

Manuel van Bentum

Immer mehr Korallen bleichen aus.                         Foto: Damocean

Klimakollaps zum Kaffee
Was bedeutet es, den Klimawandel als Krise anzuerkennen?

H äufig wird in den Medi‐
en immer noch vom 
Klimawandel gespro‐

chen. Doch befinden wir uns 
nicht mittlerweile schon in einer 
Klimakrise oder gar Klimakata‐
strophe? Dieser Frage widmet 
sich das Klimakollaps Café. 2019 
gründete sich die Initiative mit 
dem Ziel, eine Infrastruktur für 
psychologische Beratung rund 
um das Thema der Klimakrise 
sowie den Umgang damit zu 
schaffen. 

Seit vier Jahren bildet sich das 
Hauptfundament durch Treffen 
jeden zweiten Dienstag von 19 
bis 21 Uhr. An diesen Tagen trifft 
sich die Gruppe und tauscht sich 
in erster Linie über Emotionen 
aus, die im Umgang mit Fakten 
über die Klimakrise auftreten. 
Das Ziel: gemeinsame psycholo‐
gische Beratung, Wissensaus‐
tausch und das Schaffen eines 
Gemeinschaftsgefühls.  

„Unsere Emotionen mit Blick 
auf die aktuelle Politik und deren 
Umgang mit der Klimakrise ste‐
hen im Fokus und finden Gehör. 
Dafür schaffen wir in unserer 
Gruppe einen Raum”, erklärt 

Norbert Prinz, Gründer des Cafés 
und Psychotherapeut der Ge‐
staltpraxis Leipzig. Er stellt fest: 
„Wir leben in einer Zeit der Ver‐
drängung.”

Umgang mit 
Emotionen

Der Anspruch ist, nah an der 
Wissenschaft zu bleiben und 
Austausch zu fördern. Emotio‐
nen sind hier das Stichwort: 
Wut, Frustration, Trauer – Teil‐
nehmende des Kollaps Café 
empfinden diesen Raum des 
Austauschs als wohltuend und 
sicher. Verschiedenste Men‐
schen aus unterschiedlichen 
Bereichen nehmen teil, unter 
anderem eine Vielzahl an Psy‐
cholog*innen. Das ist sehr 
wertvoll für den Umgang mit 
den überwältigenden Gefüh‐
len, die mit wissenschaftlichen 
Fakten über die Klimakrise ein‐
hergehen. „Es ist anstrengend, 
immer wieder zu hoffen und 
von politischen Entscheidun‐
gen enttäuscht zu werden”, sagt 
Sybille Eimermann–Gentil vom 
Bund Nordschwarzwald. 

Ein Bewusstsein darüber, wie 
akut der Umgang mit Emotio‐
nen in Bezug auf die Klimakrise 
bis hin zur Therapiebedürftig‐
keit inzwischen ist, sei im ge‐
sellschaftlichen Diskurs noch 
nicht präsent. Die Klimakrise 
wird von anderen Krisen und 
Konflikten in den Hintergrund 
gestellt. „Wie kann damit um‐
gegangen werden, vor allem in 
einer Gesellschaft, in der dar‐
über nicht gesprochen wird?”, 
fragt sich der Gründer des 
Cafés. Die Wichtigkeit dieser 
gemeinsamen Aufarbeitung ist 
im Gespräch mit den Mitglie‐
dern deutlich geworden. Wis‐
senschaftliche Erkenntnisse 
über steigende Temperaturen, 
Extremwetter, Artensterben 
zusammen mit fehlender politi‐
scher Bereitschaft, in zukunfts‐
orientierte Schutzmaßnahmen 
zu investieren, erzeugen Frust. 
Einen Frust, der die Menschen 
bereits lange begleitet und sie in 
den Aufstand treibt. Seit 2019 
kämpfen Menschen weltweit 
immer wieder durch Demons‐
trationen auf den Straßen für 
mehr Klimaschutz. 

Die Mitglieder, die aus be‐
ruflichem oder privatem Inter‐
esse Wissenschaft und Politik 
verfolgen, werden mit realen 
Fakten konfrontiert: 100.000 
Hitzetote zählt das Jahr 2023 
weltweit durch Hitzewellen. Die 
Badezeit beginnt im April und 
ein Hitzerekord jagt den nächs‐
ten. Hitze birgt insbesondere 
eine große Gefahr für ältere 
und geschwächte Menschen. 
Hinzu kommen weitere fatale 
Nebenwirkungen: Dürre ent‐
steht und somit Wasserknapp‐
heit. Frühling und Sommer 
starten immer früher, die Öko‐
systeme verändern sich. Und 
damit auch Anbau und Ernte: 
Das Risiko von gleichzeitigen 
regionalen Ernteausfällen 
steigt.  

Negative Szenarien 
mitdenken

Für die Mitglieder steht au‐
ßer Frage: Die Klimakrise be‐
trifft uns alle bereits jetzt und 
die Konsequenzen jahrelanger 
Untätigkeit sind bereits spür‐
bar. Negative Szenarien mitzu‐

denken sei notwendig im 
Prozess des Strukturauaus 
für Anpassungen an den Kli‐
mawandel. Mithilfe des ge‐
schaffenen Raums können 
Ängste und Frustration geteilt 
werden. Es entstehen ein Wis‐
sensaustausch sowie Visionen, 
wie schon jetzt aktiv Struktu‐
ren in Vorbereitung auf die Kri‐
se etabliert werden können. 

Der Fokus im Austausch lie‐
ge nicht darauf, perfekt sein zu 
müssen, vielmehr auf dem 
Willen zur Reflexion und Ver‐
änderung. „Was wir von den 
Überflutungen im Ahrtal ge‐
lernt haben, ist, dass Katastro‐
phen Menschen nicht zum 
Handeln bringen. Das haben 
wir kürzlich wieder gesehen. 
Unsere Vision ist, uns auf die 
Krise bereits vorzubereiten 
und Folgeschäden zu mini‐
mieren, politische Akteur*in‐
nen zu werden und weiter zu 
wachsen. Mit Bildung und ge‐
meinsamen Beratungsräumen 
die stagnierte Klimabewegung 
zu stützen”, sagt Norbert Prinz 
abschließend. 

Julie Wego


















